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Schon nach Basel II richtet sich die Höhe des von den 
Kreditinstituten zur Risikounterlegung vorzuhaltenden 
Eigenkapitals (EK) nach dem Risikogehalt des jeweili-
gen Kredits. Basel III verpflichtet die Banken, das  
Niveau des EK erheblich zu steigern. Bei der individu-
ellen Risikoeinstufung kann die Bank Kreditsicherhei-
ten risikomindernd berücksichtigen, wenn sie rechtlich 
wirksam und durchsetzbar sind (§§ 154 Abs. 1 Satz 2 
u. 172 Abs. 3 Solvabilitätsverordnung [SolvV]. Mittel-
ständische Unternehmen werden sich deshalb ver-
stärkt Anforderungen von Kreditinstituten nach zusätz-
lichen Sicherheiten gegenübersehen.  
Je werthaltiger die Sicherheiten sind, die der Kunde 
dem Kreditinstitut anbietet, desto geringer sind des-
sen EK-Kosten und folglich die Kosten, die dem Un-
ternehmen für die Kreditaufnahme in Rechnung ge-
stellt werden. Sicherheiten sind vielfach Vorausset-
zung dafür, einen benötigten Kredit von der Bank zu 
bekommen. Sie wirken sich aber zumindest auf die 
Kreditkonditionen zu Gunsten oder zu Lasten des 
Kreditnehmers aus. Dieser Zusammenhang wird sich 
mit den Regelungen von Basel III noch verstärken. 
Im Hinblick auf die oben beschriebene Entwicklung ist 
es  für jeden Firmenkunden von Bedeutung, unter 
welchen rechtlichen Voraussetzungen das Kreditinsti-
tut 
 bei Kreditvergabe die Bestellung von Sicherheiten 

verlangen kann, 
 bei Veränderung des Risikos Nachbesicherung 

beanspruchen kann und 
 zur Freigabe von Sicherheiten verpflichtet ist (und 

von welchen).  

Anspruch auf Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten 
 
Kreditinstituten steht es grundsätzlich frei, eine Kre-
ditgewährung von der Bestellung geeigneter Sicher-
heiten abhängig zu machen. Zudem bestimmen die 
AGB-Banken, die immer Bestandteil der Geschäfts-
verbindung werden, dass eine Bank zu Beginn der 
Geschäftsverbindung für alle Ansprüche aus dieser 
die Bestellung bankmäßiger Sicherheiten verlangen 
kann. In den AGB-Sparkassen ist der originäre Besi-
cherungsanspruch nicht ausdrücklich geregelt, er wird 
aber  als gegeben unterstellt. Der Anspruch auf Si-
cherheitenbestellung ist an keine besonderen Voraus-
setzungen geknüpft. Anders als der in der Praxis we-
sentlich relevantere Nachbesicherungsanspruch gem. 
Nr. 13 Abs. 2 AGB setzt er keine nachvertragliche  
Veränderung des Risikos voraus. 
Die vom Kunden zu bestellende Sicherheit muss 
bankmäßig sein. Maßgeblich hierfür ist vor allem die 
rasche und leichte Verwertbarkeit. Keine bankmäßi-
gen Sicherheiten sind demgemäß nicht marktgängige 
Vermögenswerte wie beispielsweise Steuerforderun-
gen, Gesellschaftsanteile oder Urheberrechte. Die 
Bestellung solcher Sicherheiten, auf die die Bank we-
der einen Anspruch hat noch zu deren Hereinnahme 
sie verpflichtet ist, bleibt allerdings durch Individual-
vereinbarung möglich. 
Die Bank hat gem. Nr. 13 Abs.1 AGB keinen An-
spruch auf Bestellung einer bestimmten Sicherheit. 
Der Kunde hat also die Wahl zwischen mehreren ge-
eigneten Sicherungsobjekten. 
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Nachbesicherungsanspruch  
 
Nr. 13 Abs. 2 AGB gibt der Bank auch für die Zeit 
nach der Krediteinräumung einen Nachbesicherungs-
anspruch. Dieser besteht auch dann, wenn die Bank 
zunächst ganz oder teilweise von einer Besicherung 
abgesehen hat. Voraussetzung hierfür ist jedoch, 
dass Umstände eintreten oder bekannt werden, die 
eine erhöhte Risikobewertung der Ansprüche gegen 
den Kunden rechtfertigen. Für diese erhöhte Risiko-
bewertung und damit das Bestehen des Nachbesiche-
rungsanspruchs trägt die Bank die Darlegungs- und 
Beweislast. Sie muss vortragen, dass sich die erhöhte 
Risikobewertung anhand von nachvollziehbaren, ob-
jektiven Umständen ergibt. Eine rein subjektive geän-
derte Risikoeinschätzung der Bank oder eine Ände-
rung in der Geschäfts- und insbesondere der Kredit-
vergabepolitik der Bank (z. B. eine Änderung der in-
ternen Bewertungsgrundsätze oder eine vorsichtigere 
Geschäftspolitik) genügt hierfür nicht.  
Die AGB-Klausel enthält bei den Kreditinstituten zwei 
in der Praxis häufig vorkommende Fälle, die eine er-
höhte Risikobewertung rechtfertigen, nämlich 

 
 die drohende oder bereits eingetretene nachteilige 

Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Kunden und/ oder 

 
 die drohende oder bereits eingetretene wirtschaft-

liche Verschlechterung der vorhandenen Sicher-
heiten. 

Dies sind aber nur Beispiele. Denkbar sind sicherlich 
auch andere Nachbesicherungsgründe, die aber das 
gleiche Gewicht wie die vorgenannten haben müssen. 
Aus den obigen Ausführungen folgt, dass der Nach-
besicherungsanspruch schon bei jeder graduellen 
Verschlechterung des Kreditrisikos geltend gemacht 
werden kann, selbst wenn diese erst droht. Er setzt 
damit schon sehr viel früher ein als das Recht der 
Bank zur außerordentlichen Kündigung des Kreditver-
trages, wofür eine wesentliche Verschlechterung der 
Vermögensverhältnisse des Kunden erforderlich ist. 
Die drohende oder bereits eingetretene nachteilige 
Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Kunden, die der Bank das Recht auf Nachbesiche-
rung gibt, ist schwächer als die wesentliche Ver-

schlechterung der Vermögenslage des Kunden, wel-
che das Recht auf außerordentliche Kündigung be-
gründet. Dies erlaubt ein abgestuftes Vorgehen der 
Bank.  
Verlangt die Bank vom Kunden berechtigterweise die 
Bestellung oder Verstärkung von bankmäßigen Si-
cherheiten innerhalb einer angemessenen Frist und 
kommt der Kunde dem nicht nach, kann die Bank die 
gesamte Geschäftsverbindung oder einzelne Ge-
schäftsbeziehungen fristlos kündigen (Nr. 19 Abs. 3 S. 
2 Unterpunkt 3 AGB-Banken).  
Sie muss den Kunden jedoch schon im Zeitpunkt der 
Anforderung weiterer Sicherheiten auf die drohenden 
Konsequenzen der fristlosen Kreditkündigung hinwei-
sen, damit ihm die Folge einer möglichen Nichtbestel-
lung von Sicherheiten deutlich gemacht wird. Ver-
säumt die Bank diesen Hinweis, besteht das Kündi-
gungsrecht nicht. In diesem Fall ist eine erneute Frist-
setzung mit Kündigungsandrohung erforderlich. Die 
Länge der für die Sicherheitenbestellung zu setzen-
den Frist ist von der konkreten Situation im Einzelfall 
abhängig. Eine Frist von 2 Wochen dürfte aber als 
Untergrenze einzuhalten sein.  
Das vorbeschriebene abgestufte Vorgehen ermöglicht 
es der Bank, im Interesse des Kunden die außeror-
dentliche Kündigung durch Geltendmachung des 
Nachbesicherungsanspruchs zu vermeiden. Die For-
derung nach weiteren Sicherheiten ist für den Kunden 
nämlich weniger einschneidend als die Kündigung. 
 
 
Vorrang der Individualabrede 
 
Für die Praxis ist wichtig, dass die Bank ihren Nach-
besicherungsanspruch verliert, wenn er vertraglich 
ausgeschlossen oder ausdrücklich auf einzeln be-
nannte Sicherheiten beschränkt wird. Dies setzt je-
doch eine ausdrückliche Vereinbarung zwischen Bank 
und Kunde voraus. Von Bedeutung sind in der Praxis 
zwei Fälle:  
Gewährt die Bank einen Kredit ausdrücklich „blanko“, 
so verzichtet sie hiermit auf ihren anfänglichen Besi-
cherungs- und ihren späteren Nachbesicherungsan-
spruch. Gleiches gilt bei einer ausdrücklich als  ab-
schließend bezeichneten Aufzählung der zu bestel-
lenden Sicherheiten, wenn wirklich eine abschließen-
de Regelung (numerus clausus) gewollt war. Schon 
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hier beginnt aber eine Grauzone, denn für einen Aus-
schluss des Nachbesicherungsanspruchs genügt es 
nicht, dass im Kreditvertrag bestimmte Sicherheiten 
vorgesehen sind. Der Abschluss einer bestimmten 
Sicherungsabrede bedeutet daher grundsätzlich kei-
nen Verzicht auf weitere Sicherheiten. Etwas Anderes 
gilt ausnahmsweise nur, wenn die zu stellenden Si-
cherheiten ausdrücklich als abschließend aufgezählt 
werden. 
 
Der Nachbesicherungsanspruch in den AGB-
Sparkassen (Nr.22) entspricht der Regelung in den 
AGB-Banken. 
 
 
Freigabeverpflichtung von Sicherheiten 
 
Begrenzung des Nachbesicherungsanspruchs 
 
Die Bank kann ihren Nachbesicherungsanspruch nur 
solange geltend machen, bis der realisierbare Wert 
aller Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Ansprüche 
aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung ent-
spricht. Der Kreditnehmer kann demgemäß Freigabe 
von Sicherheiten verlangen (Nr. 16 Abs. 2 AGB), 
wenn die Bank die Sicherheiten nicht zur Deckung 
ihres Sicherungsinteresses benötigt und damit übersi-
chert ist. Der Kreditnehmer hat nämlich ein schutz-
würdiges Interesse daran, über Sicherungsgegens-
tände, die nicht zur Absicherung des Kreditinstituts 
benötigt werden, schnell frei verfügen zu können, da-
mit er sie insbesondere auch zur Kreditbeschaffung 
bei dritten Gläubigern wie bspw. anderen Kreditinstitu-
ten und/ oder Warenlieferanten verwenden kann. Die-
ser Freigabeanspruch des Kunden ist von grundle-
gender und in der Praxis relevanter Bedeutung für 
Sicherungsabreden im Verhältnis zwischen Bank und 
Kunde. Die Frage einer möglichen Übersicherung des 
Kreditinstituts kann sich insbesondere in den Fällen 
stellen, in denen ein Warenlager mit wechselndem 
Bestand übereignet oder sämtliche gegenwärtigen 
und künftigen Forderungen des Kunden gegen seine 
Abnehmer der Bank übertragen werden. Bei diesen 
sog. „revolvierenden“ Globalsicherheiten lässt sich 
eine vorübergehende Übersicherung oft  kaum ver-
meiden. 
 

Freigabeverlangen des Kunden  
 
Der Kreditnehmer sollte also regelmäßig überprüfen, 
welche Sicherheiten er seiner Bank zur Verfügung 
gestellt hat und auf die Bank zugehen, wenn eine 
Freigabe von Sicherheiten nach ganzer oder teilwei-
ser Kreditrückführung ansteht. 
Wichtig für die Praxis ist nämlich der Hinweis, dass 
der Freigabeanspruch ein entsprechendes Freigabe-
verlangen des Kreditnehmers und Sicherungsgebers 
voraussetzt. Er muss also von sich aus tätig werden, 
sofern er eine Übersicherung der Bank nach den Kri-
terien, die gleich dargestellt werden, feststellt.  
Dazu muss er das Wertverhältnis zwischen Sicherhei-
ten und gesicherten Forderungen überwachen, um 
eine Übersicherung festzustellen und seinen Freiga-
beanspruch geltend zu machen. Die  Bank braucht 
von sich aus nicht das Bestehen einer Übersicherung 
zu überprüfen. Dies wird in der Praxis von Kreditneh-
mern meist übersehen. 
 
 
Sicherheitenbewertung und Kostenpauschale 
 
Der Kreditkunde kann einen Freigabeanspruch gel-
tend machen, wenn der realisierbare Wert, also der 
Erlös, der bei der Verwertung der Sicherheit erzielt 
werden kann, die gesicherten Forderungen dauerhaft 
um mehr als 10 % übersteigt; denn in diesem Fall ist 
nach dem BGH regelmäßig eine Übersicherung ge-
geben. Im Umfang der Übersicherung ist dann eine 
ganze oder teilweise Freigabe der Sicherheiten zwin-
gend erforderlich, ohne dass dem Kreditinstitut hierbei 
ein Ermessensspielraum zusteht. Das Kreditinstitut 
hat nur die Entscheidung, welche von seinen Sicher-
heiten es freigeben will. Der Aufschlag von 10 % auf 
den im Verwertungsfall realisierbaren Wert erklärt sich 
daraus, dass dem Kreditinstitut durch die Sicherhei-
tenverwaltung und - verwertung regelmäßig Kosten 
entstehen, die den Verwertungserlös, der für die De-
ckung der gesicherten Forderungen zur Verfügung 
steht, mindern; vor allem bei abgetretenen Forderun-
gen fallen beispielsweise oft Kosten der Rechtsverfol-
gung an. Zur  Abdeckung solcher Kosten billigt der 
BGH dem Kreditinstitut die 10%ige Kostenpauschale 
zu. Bei der Bewertung der Kreditsicherheiten sind alle 
dem Kreditinstitut bestellten Sachsicherheiten zu be-
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rücksichtigen, wie z.B. Grundpfandrechte, Siche-
rungsübereignung von Warenlägern und Globalabtre-
tung von Forderungen. Ob bestehende Bürgschaften 
mit in die Bewertung einzubeziehen sind, hängt von 
der Bonität des Bürgen im Einzelfall ab.  
 
Sicherheitenbewertung und Verwertungsabschlag 
 
Für die Bewertung der Kreditsicherheiten sind die 
gesicherten Forderungen dem Wert der Sicherheiten 
zuzüglich der 10%-Pauschale gegenüberzustellen.  
Maßgeblich für die Bewertung der Sicherheiten ist 
nach dem BGH ihr Schätzwert. Dies ist bei der Siche-
rungsübereignung der Marktpreis, in Ermangelung 
eines solchen der Einkaufs- bzw. Herstellungspreis. 
Bei Globalzessionen ist vom Nennwert der abgetrete-
nen Forderungen auszugehen. Bei dessen Ermittlung 
sind Abtretungsverbote, verlängerte Eigentumsvorbe-
halte, einredebehaftete und aufrechenbare Forderun-
gen nicht zu berücksichtigen. Von dem so ermittelten 
Schätzwert ist ein Abschlag von einem Drittel vorzu-
nehmen. Die vorgenannten üblichen Bewertungsab-
schläge führen dazu, dass der Freigabeanspruch erst 
entsteht, wenn der Marktpreis der beweglichen Sa-
chen bzw. der Nennwert der abgetretenen Forderun-
gen 150 % der gesicherten Forderungen ausmacht. 
Der vorgenannte Prozentsatz ist nach dem BGH nur 
eine – nicht für alle Fälle passende – Orientierungshil-
fe. Wer also behauptet, eine Freigabegrenze von 150 
% sei unangemessen, muss im Streitfall anhand kon-
kreter Erfahrungstatsachen darlegen und beweisen , 
dass der gesetzliche Abschlag von einem Drittel gem. 
§ 237 BGB den besonderen Verhältnissen der Bran-
che oder des Sicherungsgebers nicht gerecht wird. 
 
Dauerhaftes Überschreiten der Deckungsgrenze  
 
Die Freigabeverpflichtung des Kreditinstituts gegen-
über dem Sicherungsgeber wird schließlich erst durch 
ein dauerhaftes Überschreiten der Deckungsgrenze 
begründet. Erledigt sich z.B. die Übersicherung in 
einem angemessenen Zeitraum, besteht kein aner-
kennenswertes praktisches Bedürfnis, dem Kunden 
auch für diese Fälle einen Freigabeanspruch zu ge-
währen. Hiergegen sprechen auch der zeitliche und 
kostenmäßige Aufwand, der mit solchen vorüberge-
henden Teilfreigaben verbunden wäre. 
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